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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Mit einer knappen Mehrheit von 12 zu 11 Stimmen bei einer Enthaltung empfahl die SPK-
NR, der parlamentarischen Initiative Masshardt (sp, BE) zur Schaffung von Transparenz
bei Lobbyreisen nicht Folge zu geben. Der Vorstoss verlangte die Veröffentlichung von
Reisen, zu denen Parlamentsmitglieder von öffentlichen Behörden oder
Interessengruppen im In- sowie Ausland eingeladen werden und die in Zusammenhang
mit ihrem Mandat stehen. Eine Veröffentlichungspflicht besteht seit Beginn der 51.
Legislatur bereits für amtliche Reisen, welche auf Kosten des Bundes unternommen
werden. Sie ist das Resultat einer umgesetzten parlamentarischen Initiative Heer (svp,
ZH). Die Kommissionsmehrheit war einerseits der Ansicht, dass diese neu bestehende
Pflicht genüge und eine erneute Diskussion im Moment nicht nötig sei. Andererseits
habe man eine ähnliche Forderung erst vor kurzer Zeit abgelehnt. Die links-grüne
Kommissionsminderheit beantragte Folgegeben und forderte, die von Masshardt in
ihrer Begründung als unlogisch, inkonsequent und unverständlich betitelte Trennung
von amtlichen Reisen und solchen auf Einladung aufzuheben und mit sehr geringem
bürokratischen Aufwand mehr Transparenz zu schaffen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2020
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Das Thema Transparenz hatte im Sommer 2015 – wohl nicht zuletzt aufgrund der
"Kasachstan-Affäre" – Hochkonjunktur. Nicht nur in den Medien, sondern auch im
Parlament wurde vielfach gefordert, dass Entschädigungen und Interessenbindungen
von Parlamentsmitgliedern oder Tätigkeiten und Mandate von Lobbyistinnen und
Lobbyisten besser einsehbar gemacht werden. In die gleiche Kerbe hieb eine
parlamentarische Initiative Heer (svp, ZH), die die Reisetätigkeit von
Parlamentsmitgliedern offenlegen will. Auf Anfrage seien die Kosten, welche
Parlamentarierinnen und Parlamentarier aufgrund ihrer Reisen den Steuerzahlenden
verursachten, offenzulegen. Dies sei, so der Zürcher SVP-Vertreter, heute aber nicht
der Fall: Medienschaffenden würden solche Auskünfte mit dem Argument des
Persönlichkeitsschutzes verweigert. Dies sei "total deplatziert", da es sich ja nicht um
persönliche Reisen handle, sondern diese im Rahmen eines Parlamentsmandates (z.B.
Europarat, OSZE, etc.) erfolgten – so Heer in seiner Begründung. Die SPK-NR folgte
dieser Argumentation und fügte hinzu, dass es besser sei, fundierte Zahlen zu liefern als
der Medienspekulation Tür und Tor zu öffnen. Sie empfahl mit 20 zu 4 Stimmen der
Initiative Folge zu geben. 
Ganz anderer Meinung war die Schwesterkommission, die die Zustimmung mit 7 zu 2
Stimmen bei 2 Enthaltungen verweigerte. Die Reisekosten würden bereits in den
Jahresberichten der jeweiligen Delegationen ausgewiesen. Ratsmitglieder nähmen
Reisetätigkeiten im Auftrag dieser Gremien wahr und eben nicht als Einzelpersonen.
Eine individuelle Aufschlüsselung würde einem "Voyeurismus dienen, der nicht
gefördert werden sollte" – so die SPK-SR in ihrem Medienbericht Anfang Mai 2016. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.05.2016
MARC BÜHLMANN

Nachdem die SPK-SR die parlamentarische Initiative Heer, mit der Transparenz
geschaffen werden soll für die Reisetätigkeit von Parlamentsmitgliedern, abgelehnt
hatte, musste die SPK-NR nochmals über die Bücher. Erneut empfahl eine satte
Kommissionsmehrheit – 19 Stimmen standen nur gerade 2 Gegenstimmen und 2
Enthaltungen gegenüber – dem Anliegen Folge zu geben. Das Argument der
Schwesterkommission, dass die Offenlegung individueller Reisekosten einem
Voyeurismus Vorschub leiste, vermochte die SPK-NR nicht zu überzeugen. Sie
wiederholte im Gegenzug ihr bereits bei ihrer Vorprüfung geäussertes Argument, dass
es besser sei, konkrete Zahlen zu nennen, als Medienspekulation zuzulassen. Die
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler hätten es verdient zu wissen, wer auf ihre Kosten
reise. Über begründete Reisetätigkeiten könne ja auch Rechenschaft abgelegt werden. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.10.2016
MARC BÜHLMANN
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Nachdem die SPK-SR die Forderung abgelehnt hatte, musste die parlamentarische
Initiative von Alfred Heer (svp, ZH), die eine Auskunftspflicht über die Reisetätigkeit von
Parlamentsmitgliedern verlangte, im Nationalrat behandelt werden. Die Mehrheit der
SPK-NR hatte Folge geben empfohlen. Während der Debatte führte der Initiant aus,
dass der Steuerzahler ruhig wissen dürfe, wer weshalb wohin und für wie viel Geld reise.
Er selber sei als Delegierter des Europarats auch häufig unterwegs. Eine
Veröffentlichung der Reisetätigkeit entspreche zudem dem Öffentlichkeitsprinzip.
Stein des Anstosses war gewesen, dass Medienanfragen zu den Kosten von Reisen von
Parlamentarierinnen und Parlamentariern von den Parlamentsdiensten nicht
beantwortet wurden. Die Kommissionssprecher wiesen darauf hin, dass es sich ja um
offizielle Mandate handle, und deshalb Geheimniskrämerei fehl am Platz sei; es gehe
dabei auch nicht um persönlichkeitsrelevante Daten, wie dies die SPK-SR bemängle. Die
grosse Kammer gab der Initiative nach diesen Ausführungen diskussionslos Folge. 
Bereits Ende März kam die SPK-SR auf ihre Überlegungen zurück und schloss sich ohne
Gegenantrag dem Entscheid des Nationalrats an. Damit kann eine entsprechende
Rechtsgrundlage geschaffen werden. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.03.2017
MARC BÜHLMANN

1) Bericht SPK-NR vom 29.5.20
2) Medienmitteilung SPK-N vom 5.2.2016; Medienmitteilung SPK-S vom 4.5.2016; So-Bli, 1.3., 21.6.15
3) Bericht SPK-N vom 21.10.2016
4) AB NR, 2017, S. 66 ff.; Bericht SPK-SR vom 31.3.2017
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